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Statuten des Vereines        

„BÜNDNIS 2025 – Demokratie verteidigen“ 

 

§ 1 Name, Sitz und Tätigkeitsbereich 

(1) Der Verein führt den Namen: „BÜNDNIS 2025 – Demokratie verteidigen“ 

(nachfolgend „B25“ genannt). 

(2) Er hat seinen Sitz in Wien und erstreckt seine Tätigkeit auf ganz Österreich. 

 

§ 2 Vereinszweck 

Der Verein bezweckt: 

(1) die Demokratie und den Rechtsstaat in Österreich zu verteidigen und zu stärken.  

(2) Er bekennt sich ausdrücklich zu folgenden Grundsätzen und Zielen: 

• Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 

• Klimaschutz und Klimagerechtigkeit 

• Soziale Gerechtigkeit, Solidarität und Gleichberechtigung 

• Medien-, Kunst- und Wissenschaftsfreiheit 

• Bekenntnis zur EU und zur europäischen Integration 

• Respekt, Toleranz und Anerkennung für kulturelle und religiöse Vielfalt 

• Menschenrechte für alle, die in Österreich leben oder Schutz suchen 

(3) Der Verein ist überparteilich und steht keiner politischen Partei nahe.  

(4) Der Verein ist gemeinnützig und nicht auf Gewinn ausgerichtet. 

 

§ 3 Mittel zur Erreichung des Vereinszwecks 

(1) Der Vereinszweck soll durch die in den Abs. 2 und 3 angeführten ideellen und 

materiellen Mittel erreicht werden. 

(2) Der Verein bedient sich folgender Aktivitäten (ideelle Mittel), um seine Zwecke zu 

erfüllen und seine Ziele zu erreichen: 

• Einrichtung von Webseiten und sonstiger elektronischer Medien, die über 

Aktivitäten des Vereins informieren, insbesondere www.buendnis2025.at 

• Wissens- und Erfahrungsaustausch durch Bildung von Netzwerken und 

Zusammenschlüssen von in Österreich tätigen Initiativen, Organisationen und 

Personen 

• Umsetzung von Projekten, Initiativen und Veranstaltungen zur Unterstützung 

einer öffentlichen Diskussion über demokratiepolitisch relevante Fragen 

(demokratisches Staatswesen) 
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• Die Organisation von Veranstaltungen wie beispielsweise von Seminaren, 

Workshops, Ausstellungen, Vorträgen, Aktionen, Kampagnen, öffentlichen 

Stellungnahmen, Informationsständen und Pressekonferenzen zur Förderung 

demokratierelevanter Anliegen 

• Die Förderung von Dialog und Informationsaustausch mit allen daran 

interessierten Personen (staatsbürgerliche Bildung) 

• Organisation und Koordination von bzw. das Mitwirken an zivilgesellschaftlichen 

Kampagnen, Initiativen, Recherchen und Öffentlichkeitsarbeit 

• Der Verein darf sich zur Zweckerfüllung dritter Personen natürlicher und 

juristischer Art, sogenannter Erfüllungsgehilfen, bedienen. Er kann beispielsweise 

Aufträge zur Durchführung der vorgesehenen Tätigkeiten und Projekte an 

Dienstnehmer, Auftragnehmer, Partnerorganisationen, Mitgliedsorganisationen, 

Unternehmen, Berater und dritte Personen bzw. sonstige Erfüllungsgehilfen 

vergeben. Kooperationen und Projektpartnerschaften mit Erfüllungsgehilfen sind 

so zu vereinbaren, dass der Verein die Erreichung des Kooperationsziels direkt 

beeinflussen kann. Der Verein kann selbst als Erfüllungsgehilfe im Rahmen 

seiner Zwecke tätig sein. 

(3) Die erforderlichen materiellen Mittel sollen aufgebracht werden durch: 

• Mitgliedsbeiträge 

• Erträgnisse aus Veranstaltungen 

• Unkostenbeiträge 

• Spenden 

• Subventionen und Förderungen 

(4) Einnahmen aus der Tätigkeit als Erfüllungsgehilfe im Rahmen des begünstigten 

Zweckes. Die Aktivitäten des Vereines werden durch Artikel, Inserate in bestehenden 

Publikationen, auf der eigenen Homepage im Internet, auf Social Media und mit Links 

zu anderen Internet-Seiten angekündigt und beworben. 

(5) Der Verein ist nicht gewinnorientiert und verfolgt in allen seinen Aktivitäten 

ausschließlich gemeinnützige Zwecke. Überschüsse werden nur für die oben 

angeführten Zwecke verwendet.  

 

§ 4 Arten der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitglieder des Vereins gliedern sich in ordentliche, außerordentliche und 

Ehrenmitglieder. 
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(2) Ordentliche Mitglieder sind natürliche Personen – Jugendliche ab 16 Jahren und 

Erwachsene, juristische Personen und vereinsähnliche Zusammenschlüsse 

natürlicher Personen (Initiativen), die das Vereinsziel und den Vereinszweck 

unterstützen und die sich an der Vereinsarbeit beteiligen.  

(3) Außerordentliche Mitglieder (Partner:innen) des B25 sind natürliche Personen, 

juristische Personen und vereinsähnliche Zusammenschlüsse natürlicher Personen 

(Initiativen), die die Ziele des B25 unterstützen, als außerordentliche Mitglieder 

aufgenommen wurden und sich fallweise an Aktivitäten beteiligen.  

(4) Ehrenmitglieder sind Personen, die wegen ihrer besonderen Verdienste um den 

Verein ernannt werden. Ehrenmitglieder haben dieselben Rechte (inkl. aktives und 

passives Wahlrecht) wie ordentliche Mitglieder, jedoch keine vereinsinternen 

Pflichten (Mitgliedsbeiträge, Beteiligung an Aktivitäten). 

 

§ 5 Erwerb der Mitgliedschaft  

(1) Ordentliche Mitglieder des Vereines können natürliche Personen, juristische 

Personen und vereinsähnliche Zusammenschlüsse natürlicher Personen (Initiativen) 

werden, die die Mitgliedschaft beantragen und durch Unterschrift die Vereinsziele 

akzeptieren, die aktiv mitarbeiten wollen und die sich zur Zahlung des 

Mitgliedsbeitrages bereiterklären, sofern von der Generalversammlung 

Mitgliedsbeiträge beschlossen werden.  

(2) Über die Ernennung von Ehrenmitgliedern entscheidet der Vorstand auf Antrag eines 

Mitgliedes. 

(3) Außerordentliche Mitglieder (Partner:innen) können natürliche Personen, juristische 

Personen und vereinsähnliche Zusammenschlüsse natürlicher Personen (Initiativen) 

werden, die durch Unterschrift die Vereinsziele akzeptieren und sich an Aktivitäten 

fallweise beteiligen wollen. 

(4) Über die Aufnahme von ordentlichen und außerordentlichen Mitgliedern entscheidet 

der Vorstand. Die Aufnahme kann ohne Angabe von Gründen abgelehnt werden. 

 

§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft  

(1) Die Mitgliedschaft erlischt bei natürlichen Personen durch den Tod, eine schriftliche 

Austrittserklärung, durch Streichung oder durch Ausschluss. 

(2) Die Mitgliedschaft erlischt bei juristischen Personen und vereinsähnlichen 

Zusammenschlüssen natürlicher Personen (Initiativen) durch Verlust der 

Rechtspersönlichkeit, den freiwilligen Austritt mit schriftlicher Austrittserklärung, durch 

Streichung oder durch Ausschluss. 
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(3) Die Streichung eines Mitgliedes kann der Vorstand vornehmen, wenn dieses trotz 

dreimaliger schriftlicher Aufforderung mit der Zahlung des Mitgliedsbeitrages länger 

als 12 Monate im Rückstand ist. 

(4) Der Ausschluss eines Mitgliedes kann vom Vorstand wegen grob 

vereinsschädigenden Verhaltens verfügt werden. Darunter sind abwertende 

nationalistische, antisemitische, rassistische oder sexistische Äußerungen gegenüber 

Vereinsmitgliedern oder in der Öffentlichkeit zu verstehen, sowie gegen die 

Vereinsziele gerichtete Tätigkeiten. 

(5) Über den Ausschluss von Mitgliedern entscheidet der Vorstand mit 2/3 Mehrheit. 

(6) Gegen Ausschluss und Streichung ist die Berufung an das vereinsinterne 

Schiedsgericht zulässig. Gegen eine Ausschlussentscheidung des Schiedsgerichts 

ist eine Berufung an die Generalversammlung zulässig. Die Aufhebung einer 

Entscheidung des Schiedsgerichts erfordert eine 2/3 Mehrheit in der 

Generalversammlung. Ab dem Ausschlussbeschluss des Vorstands ruhen die 

Mitgliedsrechte bis zu einer allfälligen Aufhebung des Beschlusses durch das 

Schiedsgericht oder die Generalversammlung. 

(7) Die Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft kann nur durch Mehrheitsbeschluss der 

Generalversammlung erfolgen. 

 

§ 7 Rechte und Pflichten der Mitglieder  

(1) Das Teilnahmerecht an der Generalversammlung steht jedem ordentlichen Mitglied 

und den Ehrenmitgliedern zu. Außerordentliche Mitglieder können auf Beschluss des 

Vorstands als Beobachter:innen ohne Stimmrecht zur Teilnahme eingeladen werden. 

(2) Die Mitglieder sind in jeder ordentlichen Generalversammlung vom Vorstand über die 

Tätigkeit und finanzielle Gebarung des Vereins zu informieren. Wenn mindestens ein 

Zehntel der ordentlichen Mitglieder dies unter Angabe von Gründen verlangt, hat der 

Vorstand den betreffenden Mitgliedern eine solche Information auch sonst binnen 

vier Wochen zu geben. 

(3) Die ordentlichen Mitglieder sind vom Vorstand über den geprüften 

Rechnungsabschluss (Rechnungslegung) zu informieren. Geschieht dies in der 

Generalversammlung, sind die Rechnungsprüfer:innen einzubinden. 

(4) Ordentliche Mitglieder sind berechtigt, an den Veranstaltungen des Vereines 

teilzunehmen und Gäste mitzubringen, an allen Vereinsaktivitäten teilzunehmen und 

in Absprache mit dem Vorstand selbst Aktivitäten für den Verein durchzuführen. 

(5) Ordentliche Mitglieder, die als natürliche Personen dem B25 beigetreten sind, haben 

bei der Generalversammlung das aktive und passive Wahlrecht. 
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(6) Juristische Personen und vereinsähnliche Zusammenschlüsse natürlicher Personen 

(Initiativen), die ordentliche Mitglieder sind, werden in der Generalversammlung 

durch natürliche Personen vertreten, die als ordentliche Mitglieder dem B25 

beigetreten sind. Werden sie in der Generalversammlung nicht auf diese Weise 

vertreten, können sie eine Person schriftlich delegieren, die in der 

Generalversammlung das aktive Stimmrecht für sie ausübt.   

(7) Die Mitglieder verpflichten sich, die Interessen des Vereines zu fördern und alles zu 

unterlassen, was dem Ansehen des Vereines schaden könnte. Sie beachten die 

Vereinsstatuten, die Beschlüsse des Vorstandes und der Generalversammlung und 

verpflichten sich zu aktiver Mitarbeit sowie zur pünktlichen Zahlung des 

Mitgliedsbeitrages in der von der Generalversammlung beschlossenen Höhe. 

 

§ 8 Vereinsorgane 

Organe des Vereines sind die Generalversammlung (§§9 bis 10), der Vorstand (§11), 

das Leitungsteam (§§12), das Offene Plenum (§13), die Rechnungsprüfer:innen (§14) 

und das Schiedsgericht (§15). 

 

§ 9 Die Generalversammlung 

(1) Die ordentliche Generalversammlung findet alle zwei Jahre statt. 

(2) Eine außerordentliche Generalversammlung kann entweder vom Vorstand, dem/der 

Rechnungsprüfer:in oder von einem Zehntel der ordentlichen Mitglieder beantragt 

werden und hat innerhalb von vier Wochen ab Antragstellung stattzufinden. 

(3) Ordentliche und außerordentliche Generalversammlungen können in Präsenz, online 

oder hybrid stattfinden. 

(4) Die Ankündigung von ordentlichen und außerordentlichen Generalversammlungen 

muss mindestens zwei Wochen vor dem Termin postalisch oder via E-Mail und mit 

Angabe der Tagesordnung erfolgen. 

(5) Zur Generalversammlung sind alle ordentlichen Mitglieder sowie Ehrenmitglieder 

einzuladen. Auf Beschluss des Vorstands können außerordentliche Mitglieder als 

Beobachter:innen ohne Stimmrecht zur Generalversammlung eingeladen werden. 

(6) Anträge zur Generalversammlung sind mindestens eine Woche vor dem Termin 

schriftlich oder via E-Mail beim Vorstand einzubringen. 

(7) Verspätet eingebrachte Anträge können zu Beginn der Generalversammlung mit 

einfacher Mehrheit in die Tagesordnung aufgenommen werden. 

(8) Gültige Beschlüsse können nur zur Tagesordnung gefasst werden. 



6 
 

(9) Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Drittel aller 

natürlichen Personen, die ordentliche Mitglieder sind, anwesend ist. Ist die 

Generalversammlung zur festgesetzten Zeit nicht beschlussfähig, so findet sie 30 

Minuten später mit derselben Tagesordnung statt, wobei sie ohne Rücksicht auf die 

Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig ist. 

(10) Wahlen und Beschlussfassungen erfolgen mit einfacher Mehrheit der 

anwesenden Mitglieder bzw. von nicht anwesenden Mitgliedsvereinen delegierten 

Personen (siehe § 7(6)). Änderungen von Statuten, Aufhebung von Entscheidungen 

des Schiedsgerichts, sowie die Auflösung des Vereines benötigen eine 

Zweidrittelmehrheit. 

 

§ 10 Aufgabenbereich der Generalversammlung 

Die Generalversammlung hat folgende Aufgaben wahrzunehmen: 

• Entgegennahme und Genehmigung des Jahresberichtes und des 

Rechnungsabschlusses 

• Genehmigung des vom Vorstand zu erstellenden Budgets 

• Bestellung, Entlastung und Abberufung der Vorstandsmitglieder und der 

Rechnungsprüfer 

• Zu- und Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft 

• Entscheidung über Berufungen gegen die Aberkennung und Streichung der 

Mitgliedschaft 

• Beschlussfassung über Statutenänderungen und über die Auflösung des Vereins 

• Beratung und Beschlussfassung über alle Tagesordnungspunkte 

• Beschluss über die Einführung und Festsetzung der Höhe des Mitgliedsbeitrages 

 

§ 11 Der Vorstand 

(1) Der Vorstand (die Steuerungsgruppe) des Vereins besteht aus mindestens 10 

Personen, die für unterschiedliche Aufgabenbereiche verantwortlich sind. Die 

Aufgabenbereiche werden vom Vorstand selbst festgelegt, mit Ausnahme des 

Vereinsvorsitzes, der Finanzverantwortung und der Schriftführung. Die 

Hauptverantwortlichen für diese Bereiche und ihre Stellvertreter:innen werden direkt 

von der Generalversammlung gewählt. 

(2) (Der Vorstand ist ein Kollektivorgan, das mit der Planung aller Aktivitäten des B25 

beauftragt ist und die Gesamtverantwortung für diese trägt. Er beruft die 
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Generalversammlung und das Offene Plenum ein und erstellt die Tagesordnungen 

für beide. 

(3) Der Vorstand trifft sich mindestens einmal im Monat in Präsenz, hybrid oder online. 

Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel seiner Mitglieder, 

darunter mindestens drei Mitglieder des Leitungsteams, teilnehmen. 

(4) Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder 

gefasst. 

(5) Die Aufgaben des/der Kassier:in, des/Schriftführers/der Schriftführerin und des/der 

Vorsitzenden sind in jedem Fall mit Hauptverantwortlichen und Stellvertreter:innen zu 

besetzen. Diese sechs Personen bilden das Leitungsteam. 

(6) Die Funktionsperiode des Vorstands dauert zwei Jahre, jedenfalls aber bis zur Wahl 

eines neuen Vorstands. Die Wiederwahl einzelner Mitglieder oder des gesamten 

Vorstands ist möglich. 

(7) Im Fall des Rücktritts oder der langfristigen Verhinderung einzelner 

Vorstandsmitglieder oder um eine bessere Repräsentation von Personengruppen, die 

im Vorstand unterrepräsentiert sind, zu erzielen, kann der Vorstand einzelne 

Mitglieder des B25 kooptieren und zu seinen Sitzungen einladen. Diese kooptierten 

Mitglieder sind nicht stimmberechtigt.  

(8) Der Vorstand plant Aktionen und öffentliche Stellungnahmen des B25. Bei 

längerfristigen Aktionen legt der Vorstand dem Offenen Plenum Vorschläge zur 

Beratung vor. Bei mittelfristigen Aktionen informiert der Vorstand die Mitglieder über 

seine Pläne und berücksichtigt Rückmeldungen. Bei kurzfristigen Aktionen 

entscheidet der Vorstand eigenverantwortlich und berichtet dem nächsten Offenen 

Plenum. 

(9) Mitglieder können jederzeit Vorschläge für gemeinsame Aktionen oder 

Stellungnahmen des B25 an den Vorstand übermitteln. Dieser entscheidet autonom, 

ob er einen Vorschlag übernimmt, modifiziert oder ablehnt. Modifizierungen oder 

Ablehnung eines Vorschlags sind schriftlich zu begründen. Beim nächsten Offenen 

Plenum berichtet der Vorstand über eingegangene Aktionsvorschläge und seine 

Reaktion auf diese. 

(11) Die Generalversammlung kann jederzeit auf Antrag eines Mitglieds durch 

Mehrheitsbeschluss den gesamten Vorstand oder einzelne Mitglieder ihrer 

Funktionen entheben. 

(12) Ein Mitglied des Vorstands kann jederzeit schriftlich seinen Rücktritt erklären. Die 

Rücktrittserklärung ist an den Vorstand, im Falle des Rücktritts des gesamten 
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Vorstands an die Generalversammlung zu richten. Der Rücktritt darf nicht zur Unzeit 

erfolgen, sodass dem Verein daraus Schaden erwüchse. 

(13) Fällt der Vorstand überhaupt oder auf unvorhersehbar lange Zeit aus, sind die 

Rechnungsprüfer:innen verpflichtet, unverzüglich eine außerordentliche 

Generalversammlung zum Zweck der Neuwahl eines Vorstands einzuberufen. 

 

§ 12 Das Leitungsteam 

(1) Das Leitungsteam besteht aus jenen Mitgliedern des Vorstands, die die folgenden 

Funktionen wahrnehmen: Vorsitz, Kassier:in und Schriftführung sowie deren 

Stellvertreter:innen. Die Mitglieder des Leitungsteams und ihre Aufgaben sind: 

(2) Dem/der Vorsitzenden obliegt die Vertretung des Vereines nach außen. Im 

Verhinderungsfall wird er/sie durch seine:n/ihre:n Stellvertreter:in vertreten. Er/sie 

leitet die Generalversammlung und die Vorstandssitzungen, kann aber die Leitung an 

andere Vorstandsmitglieder delegieren. Der/die Vorsitzende ist zu selbständigen 

Einzelentscheidungen im Namen des Vorstands berechtigt, sofern eine Entscheidung 

dringend erforderlich ist. Diese bedürfen jedoch der nachträglichen Genehmigung 

durch das zuständige Vereinsorgan. 

(3) Der/die Kassier:in ist für die ordnungsgemäße Geldgebarung des Vereines 

verantwortlich. Er/sie achtet auf die fristgerechte Einzahlung der Mitgliedsbeiträge, 

der vereinbarten Unkostenbeiträge und der Spenden. Der/die Kassier:in führt die 

Einnahmen- und Ausgabenrechnung sowie die Handkassa des Vereins. 

Entsprechend der Jahresplanung für die Vereinsaktivitäten erstellt der/die Kassier:in 

einen Budgetplan für die Generalversammlung. Der/die Kassier:in ist zuständig für 

die Beantragung von Förderungen seitens öffentlicher Stellen und für abschließende 

Rechenschaftsberichte über die Verwendung öffentlicher Förderungen. 

(4) Der/dem Schriftführer:in obliegt die Einladung zur Generalversammlung, zu 

Vorstandssitzungen und zur Führung der Protokolle der Generalversammlung, der 

Vorstandssitzungen und des Schriftverkehres gemeinsam mit der/dem Vorsitzenden. 

(5) Der/die Vorsitzende, der/die stv. Vorsitzende und der/die Kassier:in fungieren als 

organschaftliche Vertreter:innen des B25 nach außen. 

 

§ 13 Das Offene Plenum 

(1) Das Offene Plenum ist ein Arbeitstreffen der ordentlichen und außerordentlichen 

Mitglieder (Partner:innen) des Vereins, in dem gemeinsame Aktivitäten erarbeitet, 

beschlossen und dem Vorstand vorgeschlagen werden.   
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(2) Das Offene Plenum wird vom Vereinsvorstand einberufen und findet mindestens drei 

Mal im Jahr statt.  

(3) Um die Teilnahme von Mitgliedern aus ganz Österreich zu ermöglichen, findet das 

Offene Plenum entweder online oder hybrid statt.  

(4) Alle anwesenden natürlichen Personen, die ordentliche, außerordentliche oder 

Ehrenmitglieder sind oder solche repräsentieren, sind stimmberechtigt.  

(5) Es können auch interessierte Einzelpersonen oder Vertreter:innen von Initiativen und 

Vereinen eingeladen werden, die einen Antrag auf Mitgliedschaft erwägen oder sich 

an einzelnen Aktivitäten des B25 beteiligen wollen. Diese Personen können an den 

Beratungen teilnehmen, sind jedoch nicht stimmberechtigt.  

(6) Die Tagesordnung des Offenen Plenums wird vom Vorstand beschlossen und 

mindestens zwei Wochen davor an die Teilnehmer:innen ausgesandt. 

(7) Bei Einberufung eines Offenen Plenums durch den Vorstand ist die Liste der neu 

aufgenommenen Mitglieder in den Unterlagen beizufügen. 

(8) Abstimmungsberechtigte können bis spätestens eine Woche vor dem Offenen 

Plenum Anträge auf weitere Tagesordnungspunkte beim Vorstand einbringen. 

 

§ 14 Rechnungsprüfer:in 

(1) Die Generalversammlung wählt zwei Rechnungsprüfer:innen. 

(2) Die Rechnungsprüfer:innen werden auf zwei Jahre gewählt. Ihnen obliegt die 

Kontrolle des Geschäftsabschlusses. Sie haben der Generalversammlung darüber zu 

berichten. Scheidet eine:r der Rechnungsprüfer:innen vorzeitig aus, hat der Vorstand 

bis zur nächsten Wahl eine:n neue:n zu bestellen. 

(3) Die Rechnungsprüfer:innen können zu ihrer laufenden Information zu 

Vorstandssitzungen eingeladen werden. 

 

§ 15 Schiedsgericht 

(1) In allen aus dem Vereinsgeschehen entstehenden Streitigkeiten entscheidet das 

Schiedsgericht. 

(2) Das Schiedsgericht setzt sich aus drei individuellen Vereinsmitgliedern zusammen, 

die nicht dem Vorstand angehören, und wird derart gebildet, dass jede Streitpartei 

innerhalb von 14 Tagen dem Vorstand ein Mitglied als Schiedsrichter namhaft macht. 

Diese Personen wählen einstimmig ein drittes Mitglied zur/zum Vorsitzende:n. Bei 

Uneinigkeit entscheidet unter den von den Schiedsrichter:innen vorgeschlagenen 

Kandidat:innen das Los. 
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(3) Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidung bei Anwesenheit aller seiner Mitglieder 

mit einfacher Mehrheit. Das Schiedsgericht entscheidet nach bestem Wissen und 

Gewissen 

(4) Gegen die Entscheidung des Schiedsgerichts zur Aberkennung der Mitgliedschaft ist 

die Berufung an die Generalversammlung möglich (siehe §6 Abs. 6).  

 

§ 16 Auflösung des Vereines 

(1) Die Auflösung des Vereines kann nur in einer Generalversammlung beschlossen 

werden. Der diesbezügliche Tagesordnungspunkt muss mindestens vier Wochen 

vorher schriftlich oder via E-Mail allen Mitgliedern bekanntgegeben werden und kann 

nicht am Beginn einer Generalversammlung auf die Tagesordnungsliste gesetzt 

werden. 

(2) Der letzte Vereinsvorstand hat die Auflösung der Vereinsbehörde schriftlich 

anzuzeigen. 

(3) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen begünstigten Zwecks 

ist das nach Abdeckung der Passiva verbleibende Vermögen des Vereins für die in 

dieser Rechtsgrundlage angeführten, gemäß § 4a Abs. 2 EStG 1988 begünstigten 

Zwecke zu verwenden. Über die detaillierte Verwendung entscheidet der letzte 

Vorstand. 

 

Wien, 21. September 2026 


